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Im Rahmen des zweiten Konjunkturprogramms wird die Koalition im 
Bund eine Abwrackprämie einführen: Wer über ein Auto verfügt, das 
älter als neun Jahre ist und vor mindestens einem Jahr erworben wurde, erhält aus 
dem deutschen Staatssäckel 2 500 Euro, wenn dieses alte Auto verschrottet und ein 
neues erworben wird. Ganz neu muss es nicht sein, für Käufer von Jahreswagen fließt 
die Prämie auch. 
Die Geschichte dieser Abwrackprämie ist schnell erzählt. In der Folge der globalen 
Finanzkrise wird im Jahr 2009 die Konsumnachfrage zurückgehen. Entsprechende Preis­
reaktionen werden in vielen Wirtschaftssektoren zu beobachten sein, nur nicht mehr so 
sehr in der Automobilindustrie. Hier ist ein zahlungskräftiger Kunde gefunden worden: 
der deutsche Steuerzahler. Wahrscheinlich haben auf der Automobilmesse im fernen 
Detroit die Korken auf manchen deutschen Ständen geknallt – auf den italienischen, 
rumänischen und koreanischen allerdings auch.
Problematisch an der Prämie ist, dass gezielt ein einzelner Wirtschaftssektor begünstigt 
wird – warum nicht auch Abwrackprämien für Mobiltelefone, Computer oder Küchen­
möbel? Bedenklich sind nicht nur die zu erwartenden Mitnahme­ sondern auch die 
Sekundäreffekte. Eine solche Subvention tritt die vertikale Steuergerechtigkeit mit 
Füßen. Niedrigverdiener, die sich kein neues Auto leisten können, beteiligen sich nun 
mit ihren Steuergeldern am Kauf eines Autos, auch wenn sie es leider nie benutzen 
werden. Nicht genug damit, sehen sich die Menschen mit kleinen Einkünften am Ge­
brauchtwagenmarkt nach einem Auto unter 2 500 Euro um, wird es im Jahr 2009 
enger werden.
Um die horizontale Steuergerechtigkeit steht es nicht viel besser, obschon die gängigen 
Internetplattformen hier Abhilfe schaffen werden. Der Kauf eines neuen Autos durch 
einen Strohmann, der im Besitz eines verschrottungsreifen Wagens ist, und sein sofor­
tiger Weiterverkauf an den eigentlichen Käufer werden stattfinden. 
Die Abwrackprämie erweist sich als eine wenig sinnvolle Umverteilung von Steuer­
mitteln in die Automobilindustrie. Deutsche Arbeitsplätze werden damit langfristig 
kaum gerettet, nicht nur weil bei der derzeitigen Ausgestaltung auch die Automobil­
industrien anderer Länder partizipieren, sondern auch weil der Staat in unzulässiger 
Form in den Wettbewerb eingreift. Wie das ausgehen kann, hat man bei Holzmann 
und der Maxhütte gesehen. Es wäre sinnvoller gewesen, die Krise als Chance zu sehen 
und Anreize für Innovationen zu setzen, etwa indem man Investitionen in Motoren 
mit geringerem Energieverbrauch und geringeren Emissionen fördert. Damit würden 
gleichzeitig die angestrebten Umweltziele der Abwrackprämie besser erreicht, die staat­
lichen Ausgaben hätten investiven Charakter, und die Arbeitsplätze in der deutschen 
Automobilindustrie von morgen wären ein Stück sicherer.
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